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Ausgehend von einem Artikel in der

«Berner Zeitung» (1) werden die

 teilweise ausserordentlich hohen

 Verwaltungskosten pro versicherte

Person analysiert. Die über dem

Durchschnitt liegenden Kosten

werden mit dem «Gewinn» aus den

WZW-Verfahren verglichen. Der zu-

sätz liche Zahlenvergleich mit den

Beschäftigten der Versicherer und

den ärztlichen Grundversorgern

zeigt ein aufschlussreiches Bild

über den administrativen Aufwand.

Fazit: Der Verwaltungsaufwand ver -

braucht zu viele Ressourcen.

Gemäss dem Artikel in der
«Berner Zeitung» betrieb die
Helsana (712 622 Versicherte)
als auffälligste Versicherung
252 Franken Verwaltungs-
aufwand (Verwaltungsauf-
wand plus Abschreibungen)
pro versicherte Person im
Jahr 2008. Die günstigste

Versicherung (KK Elm, 4146 Versi-
cherte) gab 69 Franken pro versicherte
Person aus. Unter Berücksichtigung
aller Kassen (2) lässt sich ein Mittel von
140 Franken Verwaltungsaufwand pro
versicherte Person berechnen; der Me-
dian beträgt 132. 

Zahlenmaterial
Prozentual deklarieren die Versicherer
einen Verwaltungsaufwand (Verwal-
tungsaufwand und Abschreibungen in
Prozent der Ausgaben) von durch-
schnittlich 5,7 Prozent. Dieser Wert
 betrug 1996 noch 8,1 Prozent. Diese
Verbesserung wird gerne als Beleg für
die sparsame Geschäfts führung der
Versicherer herangezogen. Jedoch inte-
ressiert sich der Kunde/Versicherte aus-

schliesslich für den Absolutwert: Wie
viel von meiner Einzahlung steht mir
letztlich für Ver sicherungsleistungen
zur Verfügung? Beispielsweise lag der
Prozentualwert des Verwaltungsauf-
wands der Helsana 2008 bei 7,8 Pro-
zent – das scheint nicht so hoch zu sein.
Der Absolutwert von 252 Franken
zeigt jedoch eine ganz andere Grössen-
ordnung. Mit der Betrachtung der Ver-
waltungskosten als Prozentbetrag der
gesamten Betriebsrechnung der Firma
gelingt uns keine gute Einschätzung des
tatsächlichen Aufwands. Die Zahl stellt
so etwas wie ein Surrogatmarker dar. 
Die Auswertung über die Jahre 2000
bis 2008 einiger ausgewählter Ver -
sicherer mit hohen Auslagen zeigt, dass
stets hohe Werte vorliegen. Bei der
 Helsana scheint es sich 2008 mit einer
Steigerung von über 100 Franken sta-
tistisch um einen Ausreisser zu han-
deln. Nach Trend würde man bei ihr
einen Absolutwert von etwa 150 Fran-
ken erwarten, ein allerdings immer
noch überdurchschnittlich hoher Be-
trag. Der Ausreisser müsste begründet
werden. Die Zahlen der nächsten Jahre
werden diesen Wert einordnen lassen.
Die massiven Unterschiede von mehre-
ren 100 Prozent lassen sich nicht erklä-
ren. Beim Verwaltungsaufwand von
Krankenversicherungen erwartet man
statistisch praktisch identische Auf-
wendungen. Zudem sollte der Auf-
wand pro versicherte Person bei gros-
sen Versichertenbeständen sinken und
tiefer liegen als bei kleinen Kassen. Hier
besteht also Erklärungsbedarf vonsei-
ten der Versicherer.

Sparpotenzial
Würde man als toleriertes Maximal-
mass den Median von 132 Franken
Verwaltungsaufwand pro versicherte
Person setzen, könnten Gesamtkosten
bei allen Versicherern in der Höhe von
211 Mio. Franken gespart werden. Bei
110 Franken wären es 350 Mio. und
bei Verwaltungskosten von 22 Franken
würde rund 1 Milliarde eingespart. 

WZW-Verfahren
Die «Einsparungen» von 5 Mio. Fran-
ken, welche die santésuisse mit den
WZW-Verfahren bei den Ärzten ein-
bringen können, wirken auf diesem
Hintergrund verschwindend klein. Da -
bei handelt es sich bei differenzierter
Betrachtung nicht einmal um eine ef-
fektive Einsparung. Die Aufwendun-
gen vonseiten der santésuisse, der
Ärzte, der Anwälte sowie der Gerichte
sind nicht mit einberechnet, ebenso
wenig die Kollateralschäden der WZW-
Verfahren wie zum Beispiel Unter -
behandlungen eingeschüchterter Ärzte.
Nach eigenen Schätzungen könnte aus
diesen Verfahren ein volkswirtschaftli-
cher Schaden von 15 bis rund 45 Mio.
Franken resultieren.
Ärzte gelten ab einer Abweichung von
30 Prozent von ihrem Kollektiv als auf-
fällig. Falls sie Praxisbesonderheiten
nicht glaubhaft machen können, gelten
sie entweder als inkompetent oder
dann als Betrüger. Sie riskieren exis-
tenzbedrohende Rückzahlungsforderun-
gen von Leistungen, die sie zum Teil
nicht einmal selbst abgerechnet haben
(z.B. Physiotherapien).
Weshalb Versicherer in ihrer Kosten-
struktur, ohne Konsequenzen befürch-
ten zu müssen, um mehrere 100 Pro-
zent abweichen dürfen, entzieht sich
dem Vorstellungsvermögen und der
statistischen Logik, zumal sich Ver-
waltungsaufwendungen bei grossen
Kollektiven statistisch homogenisieren.

Personeller Zahlenvergleich
Ein weiterer Zahlenvergleich ist auf-
schlussreich: Die Anzahl Beschäftigter
bei den Versicherern betrug 2006
8819 Vollzeitstellen (3). Demgegenüber
stehen im gleichen Jahr 8647 (4)
Grundversorger in freier Praxis, wozu
Allgemeinärzte, Internisten (teilweise),
Pädiater, Psychiater (teilweise), Kinder-
psychiater und Gynäkologen (teilweise)
gerechnet werden können. Es sind also
die Ärzte, die praktisch jeden Patienten
primär betreuen, auch solche, die an-
dere Leistungen beziehen, zum Beispiel
Spitalleistungen, physikalische Thera-
pien oder spezialärztliche Behandlun-
gen. Mit anderen Worten: Jeder Patient
beschäftigt neben einem Grundversor-
ger auch einen Verwalter. Dieses Zah-
lenverhältnis gibt zu denken. 
Zum gleichen Schluss gelangt man mit -
hilfe einer anderen Überlegung: Bei einem

Forum

Wie wirtschaftlich arbeiten
die Krankenversicherer?

182 ARS MEDICI 5 ■ 2011



durchschnittlichen Verwaltungsaufwand
von 132 Franken (Median s.o.) und
durchschnittlichen Kosten pro Mitar-
beiter (Personalaufwand, Sozialabgaben,
Betriebsaufwand) von 75 (5) Franken
resultiert eine rund zweistündige Ver-
waltungstätigkeit pro versicherte Per-
son. Als Durchschnitt liegt dieser Wert
zweifellos zu hoch.

Schlussfolgerungen
1. Der Verwaltungsaufwand pro ver -

sicherte Person ist bei den Kranken-
kassen im Durchschnitt zu hoch.

2. Bei begrenzten Ressourcen sind alle
Kostenbereiche eines Systems zu revi-
dieren. Die Versicherer gefielen sich
bisher in der Rolle der Mahner wegen
der Strapazierung «begrenzter Mit-
tel» – bei den anderen. Wollen sie ernst
genommen werden, sollten sie selbst
mit gutem Beispiel vorangehen und
nachweisbar ressourcenschonend mit
den anvertrauten Geldern umgehen.
Eine Werbekampagne allein genügt
nicht. Insbesondere da ihr Arbeitsbe-
reich im Gesundheitswesen zum un-
produktiven Teil zu zählen ist. Jeder
Franken sollte weitgehend in einen
produktiven Nutzen für den Klienten
investiert sein. Wir sprechen hier von
direkten Ein sparungen in der Höhe
von mehreren 100 Mio. Franken.

3. Gemäss Angaben auf der Website
der santésuisse (6) beziehungsweise
gemäss Bemerkungen in der Kosten-
analyse der santésuisse (7) liegen
die Verwaltungskosten der Suva be-
ziehungsweise der VVG-Versicherer
deutlich höher. Diesen Feststellungen
muss ebenfalls nachgegangen wer-
den, es handelt sich hier ebenfalls um
Ressourcen, die möglicherweise inef-
fizient eingesetzt werden. Auch hier
erwarten die Klienten einen grösst-
möglichen Nutzen ihrer Einlagen.

4. Als Lösungsansatz könnte allenfalls
statt einer Einheitskasse ein kanto -
naler Einheitstarif für die obligato -
rische Grundversicherung erwogen
werden, mit einem Fixum für die
Ver waltungsaufwendungen. Es ist
unverständlich, weshalb für eine
 obliga torische Leistung verschiedene
Preise gelten sollen. Dafür betreiben
die Anbieter teure Werbung. Über
die Werbebudgets liegen keine ver-
lässlichen Zahlen vor. Nach Schät-
zungen liegen die Beträge zwischen
100 und 300 Mio. Franken (8).

Die damit verbundenen Mutationen
würden ebenfalls weitgehend weg-
fallen. 2009 hatten 1,2 Mio. Perso-
nen den Versicherer gewechselt. Dies
kostetet zwischen 200 und 700 Fran-
ken (via Makleragenturen) pro versi-
cherte Person. Diese Wechsel kosten
die Ver sicherten somit mehrere 100
Mio. Franken. Im Falle einer Ein-
heitsprämie würden die Versicherer
sich über ein Rating bezüglich Kun-
denfreundlichkeit, Erreichbarkeit und
so weiter qualifizieren können.

5. Der Verlust in den Verwaltungen der
Versicherer ist rund 50-mal grösser
als der allfällige Gewinn aus WZW-
Verfahren. Als wichtigste Konse-
quenz sollten daher diese WZW-Ver-
fahren sofort eingestellt werden, bis
sinnvollere Verfahren zur Qualitäts-
sicherung beziehungsweise zur De-
tektion von Sozialversicherungsmiss -
bräuchen vorliegen. Gleich berech tigt
müssen künftig die Versicherer bezie-
hungsweise alle Teilnehmer eines
 sozial finanzierten Systems mit den
gleichen Instrumenten gemessen und
gegebenenfalls sanktioniert werden. 

6. Verwaltungsaufwendungen sollen zur
besseren Interpretierbarkeit in Zu-
kunft als Prozentsatz der Prämie
statt der Gesamtbuchhaltung ange-
geben werden.

7. Insgesamt könnten durch Optimie-
rungen der Verwaltungskosten Ein-
sparungen zwischen 500 Mio. und
1000 Mio. Franken erzielt werden. ❖
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Abbildung 1: Helsana weist hohe und steigende
Kosten auf.

Abbildung 2: Gleiches gilt für die Visana.

Abbildung 3: Sanitas zeigt etwa konstante hohe
Werte.

Abbildung 4: Eine der kostengünstigsten Kassen:
KK Elm mit linearem Anstieg.


